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An alle Geflügelhalter  

im Land Schleswig-Holstein  

 

 

 

 

 

Allgemeinverfügung des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 

und ländliche Räume zur Festlegung von vorbeugenden Biosicherheitsmaßnahmen 

in Geflügelhaltungen 

 

 

Auf Grund von § 65 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 8. Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Juni 2016 

(BGBl. I S. 1564) i.V.m. §§ 38 Abs. 11 und 6 Abs. 1, Nummern 5 d, 8 c, 11a, 11 c  und 25 

des Tiergesundheitsgesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1324) zuletzt geändert durch 

Artikel 4 Absatz 85 des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666) und § 26 

Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2010 (BGBl. I 

S. 203), zuletzt geändert durch Artikel 6 der Verordnung vom 3. Mai 2016 (BGBl. I S. 

1057),  

erlässt das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

des Landes Schleswig-Holstein folgende 

 

 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g 

 

1. Alle Geflügelhalter in Schleswig-Holstein (private oder gewerbliche) haben vorbehaltlich 

darüber hinausgehender Anordnungen der Kreisordnungsbehörden in Schleswig-Holstein 

folgende Biosicherheitsmaßnahmen einzuhalten: 

  

1.1 Die Eingänge zu den Geflügelhaltungen sind mit geeigneten Einrichtungen zur 

Schuhdesinfektion zu versehen (Desinfektionswannen oder- matten). 

 

1.2 Vor dem Betreten des Stalles sind die Schuhe zu desinfizieren. 

 

 

1.3 Unmittelbar vor dem Betreten des Stalles sind die Hände zu waschen und mit 

einem geeigneten Mittel zu desinfizieren. 

  

1.4 Hunde und Katzen sind von den Stallungen fern zu halten. 
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1.5 Der Zukauf von Geflügel über Geflügelmärkte, Geflügelbörsen oder mobile 

Geflügelhändler ist verboten 

 

2. Für Geflügelhaltungen in Schleswig-Holstein, die nicht bereits durch § 6 

Geflügelpestverordnung erfasst werden (Haltungen mit weniger als 1000 Stück Geflügel)  

gilt vorbehaltlich darüber hinausgehender Anordnungen der Kreisordnungsbehörden in 

Schleswig-Holstein Folgendes: 

 

2.1. Beim Betreten der Geflügelhaltungen ist Schutzkleidung inklusive Schuhwerk, 

die ausschließlich im Stall verwendet wird, anzulegen. Die Schutzkleidung ist 

nach Gebrauch regelmäßig zu reinigen und zu desinfizieren. Bei Verwendung 

von Einwegkleidung ist diese unverzüglich nach Gebrauch unschädlich zu 

beseitigen. 

 

2.2. Nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel sind die dazu 

eingesetzten Gerätschaften zu reinigen und zu desinfizieren und nach jeder 

Ausstallung sind die freigewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen 

Einrichtungen und Gegenstände zu reinigen und zu desinfizieren.  

  

2.3. Transportmittel für Geflügel (Fahrzeuge und Behältnisse) sind nach jeder 

Verwendung unverzüglich zu reinigen und zu desinfizieren. 

 

3. Alle Geflügelhalter in Schleswig-Holstein, die ihrer Pflicht zur Meldung des gehaltenen 

Geflügels bisher noch nicht nachgekommen sind, haben die Haltung von Geflügel 

unverzüglich beim zuständigen Veterinäramt des für den Bestand zuständigen Kreises 

beziehungsweise der für den Bestand zuständigen kreisfreien Stadt anzuzeigen. 

 

4. Die sofortige Vollziehung der in den vorstehenden Nrn. 1.4 und  1.5 getroffenen 

Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

angeordnet. 

 

 

 

Begründung 

 

A. 

Am 08.11.2016 wurde in amtlichen Proben verendeter Wildvögel im Kreis Plön das Virus 

der hochpathogenen aviären Influenza (Geflügelpest) des Subtyps H5N8 nachgewiesen. 

Weitere Verdachtsfälle werden untersucht. Geflügelpest des Subtyps H5N8 wurde 

ebenfalls am Abend desselben Tages bei verendeten Wildvögeln in Baden-Württemberg 

am Bodensee nachgewiesen. Von der schweizerischen und österreichischen Seite des 

Bodensees liegen entsprechende Befunde vor. Nach Mitteilung des Friedrich-Loeffler-

Instituts (FLI) wurden diese Viren vorher bereits bei Hausgeflügel (Puten) in Ungarn sowie 

wilden Wasservögeln in Ungarn (Höckerschwan), in Kroatien und in Polen (Möwe, Ente) 

nahe der Grenze zu Mecklenburg-Vorpommern nachgewiesen.  

 

Mit dem Nachweis von hochpathogenem aviären Influenzvirus H5N8 in mehreren 

Wildvögeln ist belegt, dass das Virus in der Wildvogelpopulation vorhanden ist. Eine 

weitere Verbreitung durch Wildvögel insbesondere auch durch aasfressende sowie 
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infizierte aber nicht erkrankte Wildvögel, auch über Kreisgrenzen hinaus, ist sehr 

wahrscheinlich. Am 09.11.2016 hat das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) eine 

Risikoeinschätzung zum Auftreten von HPAIV H5N8 in Deutschland veröffentlicht. In 

dieser Risikobewertung wird das Risiko des Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 

in Hausgeflügelbeständen über Wildvögel bundesweit als hoch eingeschätzt.  

 

Mittlerweile wurde in zwei Fällen Geflügelpest auch bei Hausgeflügel in Schleswig-

Holstein festgestellt. 

Es ist zu befürchten, dass es zu einer zunehmenden Einschleppung in 

Hausgeflügelbestände kommt, da es sich bei diesem Erreger um einen 

hochansteckenden Typ handelt. Das FLI empfiehlt in seiner Risikoeinschätzung u.a. die 

Umsetzung strenger Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügelbetrieben.  

 

 

 

B. 

 

Zu Nr. 1 und 2: 

Die Anordnung der Einhaltung verstärkter Biosicherheitsmaßnahmen unter Nr. 1. und 2 

erfolgt auf Grundlage des § 65 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 

11 und § 6 Abs. 1, Nummern 5d,  11a, 11 c  und 25 Tiergesundheitsgesetz vom 22. Mai 

2013 (BGBl. IS. 1324).  

Gemäß § 65 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. 

Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. Juni 2016 (BGBl. 

I S. 1564), kann die zuständige Behörde bei der Feststellung von Geflügelpest u.a. bei 

einem Wildvogel weitergehende Maßnahmen nach § 38 Abs. 11 in Verbindung mit § 6 

Abs. 1 des Tiergesundheitsgesetzes anordnen.  

Besondere Biosicherheitsmaßnahmen sind bereits in § 6 Geflügelpest-Verordnung  für 

Geflügelhaltungen über 1000 Stück Geflügel festgelegt. Einzelne Maßnahmen werden mit 

dieser Allgemeinverfügung auf alle Geflügelhalter ausgedehnt und ergänzt. 

Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor allem durch direkten Kontakt mit 

infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten 

Materialien wie Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es 

erforderlich, den Eintrag des Virus in die Geflügelbestände zu vermeiden. Die Anordnung 

der unter Nr. 1 und 2 genannten Maßnahmen, wie  die Verwendung von Schutzkleidung 

und die Durchführung von Desinfektionsmaßnahmen sind geeignet, das Risiko des 

Eintrags von Geflügelpestvirus in Geflügelhaltungen zu vermindern. 

Die Einhaltung der Biosicherheitsmaßnahmen ist erforderlich, da kein anderes, milderes 

Mittel zur Verfügung steht, welches zur Zweckerreichung gleichermaßen geeignet ist. Die 

Anordnung ist auch angemessen, da die wirtschaftlichen Nachteile, welche die 

betroffenen Tierhalter durch die Einhaltung der Biosicherheitsmaßnahmen erleiden, im 

Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der durch einen einzigen 

Geflügelpestausbruch für die gesamte Geflügel- und Lebensmittelwirtschaft in Schleswig-

Holstein entstehen kann, nachrangig sind.  

Das Verbot der Aufstockung von Beständen über Märkte und Börsen sowie mobile 

Händler dient ebenfalls dem Schutz vor einer Verbreitung, weil Geflügel unterschiedlicher 

Herkunft bereits in Kontakt mit dem Geflügelpesterreger gekommen sein kann und die 

Verbreitung insbesondere durch den engen Kontakt auf Märkten und Ausstellungen 

begünstigt wird. Der mobile Handel leistet in diesem Zusammenhang einer Verbreitung 
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ebenfalls Vorschub, weil Geflügel unterschiedlicher Herkunft zusammengeführt und 

weiterverkauft wird. 

 

Zu Nr. 3: 

Gemäß § 26 Abs. 1 der Viehverkehrsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 3. März 2010 (BGBl. I S. 203), zuletzt geändert durch Verordnung vom 17. April 2014 

(BGBl. I S. 388) i.V.m. § 2 Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung hat jeder, der Hühner, Enten, 

Gänse, Fasane, Perlhühner, Rebhühner, Tauben, Truthühner, Wachteln oder Laufvögel 

hält, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines 

Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich 

gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart 

mitzuteilen. Die Anordnung der Maßnahme in Nr. 3, dass eine noch nicht erfolgte 

Meldung unverzüglich nachzuholen ist, beruht auf § 65 Geflügelpest-Verordnung i.V.m. §§ 

38 Abs. 11, 6 Abs. 1 Nr. 8 c Tiergesundheitsgesetz und § 26 Abs. 1 der 

Viehverkehrsverordnung. Danach hat die zuständige Behörde die Befugnis, bei 

Feststellung der Geflügelpest bei einem Wildvogel oder bei Hausgeflügel weitergehende 

Maßnahmen anzuordnen, soweit diese zur Tierseuchenbekämpfung erforderlich sind. Die 

behördliche Kenntnis aller Tierhalter sowie der von ihnen gehaltenen Tiere ist im Rahmen 

der Bekämpfung hochansteckender Erkrankungen notwendig.  

 

Zu Nr. 4: 

Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. Die Geflügelpest ist eine schnell 

fortschreitende, akut verlaufende und leicht übertragbare Viruskrankheit, welche in 

Nutzgeflügelbeständen zu erheblichen wirtschaftlichen Verlusten führen kann. 

Es ist daher sicher zu stellen, dass auch während eines Rechtsbehelfsverfahrens alle 

notwendigen Bekämpfungsmaßnahmen rechtzeitig und wirksam durchgeführt werden 

können. 

Dem gegenüber haben die sonstigen Interessen der Betriebe oder Dritter in den oben 

genannten Restriktionszonen zurück zu stehen. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt im öffentlichen Interesse. 

Sämtliche Anordnungen sind daher sofort vollziehbar. Die Maßnahmen zum Schutz vor 

der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung 

greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen 

Feststellung der Seuche gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche 

Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der 

aufschiebenden Wirkung eines eventuellen Rechtsbehelfs.  

Im Übrigen wird auf § 37 Satz 2 Nr. 1 des Tiergesundheitsgesetzes verwiesen. Danach 

hat die Anfechtung einer Anordnung von Maßnahmen der Reinigung und Desinfektion, die 

auf § 38 Absatz 11 Tiergesundheitsgesetz gestützt wird, keine aufschiebende Wirkung. 

 

 

Anmerkungen:  

 

Verzicht auf Anhörung  

Auf eine vorherige Anhörung der betroffenen Geflügelhalter wird gem. § 87 Abs. 2 Nr. 4 

Landesverwaltungsgesetz (LVwG) verzichtet.  

 

Öffentliche Bekanntgabe 



- 5 - 

 

 

Diese Allgemeinverfügung wird hiermit bekannt gegeben und gilt ab dem auf die 

Bekanntmachung folgenden Tag.  

 

Einsichtnahme  

Die Allgemeinverfügung nebst Begründung kann beim Ministerium für Energiewende, 

Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume, Abteilung 2, Mercatorstraße 3-7, 24106 

Kiel, eingesehen werden. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 

bei dem Schleswig-Holsteinischen Verwaltungsgericht, Brockdorff-Rantzau-Straße 13, 

24837 Schleswig, schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift der/des 

Urkundsbeamtin/Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

 

 

Hinweis: 

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere Voraussetzungen zu 

beachten (vgl. die Landesverordnung über den elektronischen Rechtsverkehr mit den 

Gerichten und Staatsanwaltschaften vom 12.12.2006 (GVOBl. 2006, 361) in der z. Zt. 

geltenden Fassung. Hiernach wird die elektronische Form insbesondere durch eine 

qualifiziert signierte Datei gewahrt, die nach den Maßgaben der genannten 

Landesverordnung übermittelt wird. Weitere Informationen zum elektronischen 

Rechtsverkehr mit den Gerichten und Staatsanwaltschaften sind auf der Internetseite 

www.justizpoststelle.schleswig-holstein.de abrufbar. 

 

 

Weitere Hinweise: 

 

 

1. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung 

hinsichtlich der allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur 

Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird hingewiesen. 

 

2. Gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 4 des Tiergesundheitsgesetzes handelt ordnungswidrig, wer 

vorsätzlich oder fahrlässig dieser Tierseuchenverfügung zuwiderhandelt. 

Ordnungswidrigkeiten können mit einem der Schwere der Zuwiderhandlung 

angemessenem Bußgeld bis zu 30.000 Euro geahndet werden. 

 

 

 

 

gez. Holger-Jürgen Börner 
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